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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Eine alte Legislatur endet im Nationalrat jeweils mit der Eröffnung der ersten Sitzung
einer neuen Legislatur – der Ständerat kennt offiziell keine Legislaturen. Die Eröffnung
wird dabei traditionell vom amtsältesten Mitglied geleitet – nicht ganz korrekt
«Alterspräsidium» genannt –, welches nicht nur die Eröffnungsrede hält, sondern auch
ein provisorisches Büro zusammenstellt und mit diesem die Botschaft des Bundesrats
über die aktuellen Nationalratswahlen berät sowie den Bericht zur Konstituierung und
Vereidigung des Nationalrats und zur Feststellung von Unvereinbarkeiten vorbereitet. 
Für die am 2. Dezember 2019 beginnende 51. Legislatur kam die Ehre der
Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) zu. Dies war deshalb speziell, weil die Baselbieterin
im zweiten Umgang in den Ständerat gewählt worden war, in der kleinen Kammer aber
aufgrund der Rekursfristen im Kanton Basel-Landschaft erst zwei Tage nach
Sessionsbeginn vereidigt werden konnte. 
In ihrer Eröffnungsrede (19.9012) hob Maya Graf den Umstand hervor, dass es sich um
eine historische Legislatur handle, die neu beginne. Noch nie sei ein Parlament derart
weiblich, ökologisch und jung gewesen. Dies kennzeichne einen hoffnungsvollen
Aufbruch in eine neue Zeit. Das vergangene Jahr sei mit Frauenstreik und
Klimademonstrationen ein sehr politisches gewesen, was der Demokratie aber gut tue.
Dass diese Veränderungen friedlich vonstatten gingen, sei nicht selbstverständlich, wie
die Unruhen vor ziemlich genau 100 Jahren bei der Einführung des Proporzwahlrechts
gezeigt hätten, so die Alterspräsidentin weiter. Die vergangenen 100 Jahre hätten aber
verdeutlicht, dass die Schweiz auch nach grossen Veränderungen stark darin sei, neue
Ideen einzubinden. Und deshalb solle man auch heute keine Angst haben,
Veränderungen zuzulassen, sondern sie gar begrüssen.
Die Tradition will es, dass nicht nur das amtsälteste Mitglied, sondern auch das jüngste
Mitglied der grossen Kammer bei Beginn einer neuen Legislatur eine Eröffnungsrede
hält. Deshalb übergab Maya Graf dem neu gewählten, 25-jährigen Andri Silberschmidt
(fdp, ZH) das Wort. Es sei erfreulich, dass sich die Zahl der unter 30-Jährigen bei den
letzten Wahlen verdoppelt und das Durchschnittsalter des Parlaments verringert haben.
Er sei zuversichtlich, dass vor allem die jungen Nationalrätinnen und Nationalräte bei
zentralen Themen – der Freisinnige nannte die AHV, die Klimapolitik und die Förderung
von Start-Ups – über Parteigrenzen hinweg das Gespräch suchen und Lösungen finden
würden, die «weniger von Ideologie und mehr von Fakten geprägt sein werden».
In der Folge schritt das provisorische Büro – neben Maya Graf bestehend aus Michaël
Buffat (svp, VD), Andrea Geissbühler (svp, BE), Andreas Glarner (svp, AG), Nadine
Masshardt (sp, BE), Valérie Piller Carrard (sp, FR), Christa Markwalder (fdp, BE), Leo
Müller (cvp, LU) und Balthasar Glättli (gp, ZH) – zur Konstituierung und Vereidigung des
Nationalrats. Christa Markwalder und Valérie Piller Carrard berichteten für das
provisorische Büro und hoben aus dem Bericht des Bundesrats zu den
Nationalratswahlen die zentralen Punkte hervor: Neue Rekordzahl an Kandidierenden
und an Listen, Abnahme der Wahlbeteiligung, der höchste Frauenanteil in der
Geschichte des Parlaments. In allen Kantonen seien die Wahlen validiert worden. Das
Büro beantrage deshalb die Feststellung der Konstituierung. Weil aus dem Rat kein
anderslautender Antrag gestellt wurde, galt die Konstituierung als erteilt. In der Folge
legten 101 Mitglieder den Eid und 99 Mitglieder das Gelübde ab – vor vier Jahren war das
Verhältnis noch 122 zu 77.
Nach einem kurzen musikalischen Intermezzo – der Kinderchor der Fête des Vignerons
sang den Schweizerpsalm – folgte der Antrag des provisorischen Büros, dem Bericht zu
den Unvereinbarkeiten zuzustimmen. Neben den auch für den Nationalrat gewählten
Ständerätinnen und Ständeräten, die sich alle für den Ständerat entschieden, bestand
eine Unvereinbarkeit bei Damien Cottier (fdp, NE), der von seinem Amt als Chef der
Sektion humanitäre Angelegenheiten beim EDA zurücktrat, weil die Tätigkeit in der
zentralen Bundesverwaltung unvereinbar ist mit dem Mandat als Nationalrat. Das
Engagement von Pierre-Yves Maillard (sp, VD) als Präsident der Stiftung
«Swisstransplant» wurde hingegen als unproblematisch betrachtet, da der Bund zwar
bei der Stiftung finanziell beteiligt ist, aber keine beherrschende Stellung einnimmt, die
erst ab einer Beteiligung von 50 Prozent durch den Bund gegeben ist. Zwar wies der
Bericht kleinere Unregelmässigkeiten aus, die aber nur von geringem Umfang und
Tragweite seien. Darüber hinaus wurde im Bericht festgestellt, dass die Zahl ungültiger
Wahlzettel gegenüber den Wahlen von 2015 leicht abgenommen habe. Auch gegen

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 02.12.2019
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diesen Bericht wurde kein Antrag aus dem Plenum gestellt und der neu konstituierte
Nationalrat konnte somit seine Arbeit aufnehmen. 1

Delegationen und Vertretungen des Parlaments haben unter anderem die Aufgabe, die
Schweiz zu vertreten. Da diese Delegationen hinsichtlich der Geschlechter häufig nur
sehr einseitig und vor allem männlich zusammengesetzt seien, wiederspiegelten sie ein
«veraltetes Gesellschaftsbild» und suggerierten, dass Frauen in der Schweizer Politik
nicht vertreten seien. Mit dieser Begründung forderte Claudia Friedl (sp, SG) mittels
parlamentarischer Initiative eine Mindestquote von 30 Prozent jeden Geschlechts in
diesen Gremien. 
Ein ausgewogenes Geschlechterverhältnis in parlamentarischen Vertretungen sei zwar
ein berechtigtes Anliegen, befand eine 12 zu 10-stimmige Mehrheit (1 Enthaltung) der
SPK-NR, es sei aber nicht mittels gesetzlicher Regelung umzusetzen. Bei der
Zusammensetzung parlamentarischer Vertretungen müssten bereits mehrere Kriterien
– Fraktionsstärke, Amtssprache, Landesregion – berücksichtigt werden. Eine
Geschlechterregelung würde die Besetzung nicht nur verkomplizieren, sondern unter
Umständen auch verunmöglichen – etwa wenn eine Fraktion nicht genügend Frauen
stellen könnte. Mit den letzten eidgenössischen Wahlen sei die 30-Prozent-Quote
zudem praktisch bereits erreicht worden. 
In der Debatte zeigte sich die Kommissionsminderheit, vertreten durch Ada Marra (sp,
VD) erstaunt, dass über dieses Thema überhaupt gesprochen werden müsse, sässen im
Parlament doch mittlerweile 38.7 Prozent Frauen. Die Zahlen zeigten allerdings auch,
dass in sechs der elf Delegationen ein Frauenanteil von 30 Prozent eben nicht erreicht
würde. Ein zusätzliches Argument brachte Pierre-Alain Fridez (sp, JU) in die Debatte
ein: Im Europarat werde eine 30-Prozent-Quote eingeführt und für diese Delegation
aus der Schweiz müsse also sowieso eine entsprechende Regel gefunden werden.
Kommissionssprecher Damien Cottier (fdp, NE) wies in der Folge darauf hin, dass sich
die Kommission lediglich gegen eine gesetzliche Regelung wende; einer Absprache
zwischen den einzelnen Fraktionen stehe aber freilich nichts im Weg. Mit einer
formellen und starren Quote – so auch Barbara Steinemann (svp, ZH) ebenfalls für die
Kommission – würden mehr Probleme entstehen als gelöst. Dies sahen 105
Parlamentsmitglieder anscheinend ebenso, womit der parlamentarischen Initiative
keine Folge gegeben wurde. Immerhin 83 Stimmen aus den geschlossenen Fraktionen
der SP, der GP und der GLP, unterstützt von drei FDP-Nationalrätinnen (Jacqueline de
Quattro (fdp, VD), Anna Giacometti (fdp, GR), und Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp,
SG)), hatten die Idee einer Quote gutgeheissen. Drei weitere FDP-Nationalrätinnen
(Doris Fiala (fdp, ZH), Christa Markwalder (fdp, BE) und Isabelle Moret (fdp, VD)) und
SVP-Vertreterin Céline Amaudruz (GE) enthielten sich der Stimme. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.03.2021
MARC BÜHLMANN

Interessanterweise entbrannte in der Sommersession 2021 im Nationalrat eine vor allem
in italienischer und französischer Sprache geführte Eintretensdebatte zur Revision der
Parlamentsverwaltungsverordnung, die von der SPK-NR auf der Basis einer
parlamentarischen Initiative von Marco Chiesa (svp, TI) ausgearbeitet worden war. Neu
sollen im Internet neben den Kurz-CV der Parlamentsmitglieder allfällige zusätzliche
Staatsangehörigkeiten aufgelistet werden. Von den 14 Eintretensvoten wurden sechs in
italienischer und drei in französischer Sprache geführt. Dabei wurde auf der einen Seite
darum gestritten, ob der Vorschlag in der Tat mehr Transparenz bringe oder aber eher
Diskriminierung bedeute. Eine links-grüne Kommissionsminderheit hatte den Antrag
auf Nichteintreten gestellt, weil es hier – anders als bei Interessenbindungen – keine
direkte Verbindung zwischen Staatsangehörigkeit und Politik gebe. Greta Gysin (gp, TI)
befürchtete gar, dass die Änderung zwei Kategorien von Bürgerinnen und Bürgern
schaffe, weil man insgeheim befürchte, dass eine doppelte Staatsbürgerschaft zu einem
Loyalitätskonflikt führe – so habe es etwa im Kanton Zug, aber auch schon in diesem
Rat, Forderungen gegeben, Bürgerinnen und Bürger mit Doppelbürgerschaft von der
Politik auszuschliessen («escludere i cittadini con la doppia cittadinanza dalla
politica»). Auf der anderen Seite forderte eine weitere Kommissionsminderheit, dass
die Forderung auch auf die Mitglieder des Bundesrats ausgeweitet werde. Diese starke,
nur aufgrund des ablehnenden Votums des Kommissionspräsidenten zustande
gekommene, von Damien Cottier (fdp, NE) angeführte Minderheit machte geltend, dass
Transparenz nicht nur in der Legislative, sondern auch in der Exekutive von Interesse
sei.  
Eintreten wurde in der Folge mit 102 zu 62 Stimmen (1 Enthaltung) beschlossen.
Lediglich die geschlossenen Fraktionen von GP und SP wollten nicht auf die Vorlage
eintreten. Mit 96 zu 79 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der Vorschlag der Minderheit
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Cottier angenommen. Die geschlossene Opposition der Fraktionen von GP und SP
wurde erfolglos von einer Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstützt. Eine breite Mehrheit
von 175 zu 4 Stimmen hiess sodann einen schriftlichen Antrag des Büro-NR gut, nicht
mehr die Postadresse, sondern nur noch die elektronische Adresse der Ratsmitglieder
zu veröffentlichen. Die Kommunikation erfolge heute vorwiegend auf elektronischem
Weg, wohingegen die Veröffentlichung der Postadresse ein zunehmendes
Sicherheitsrisiko darstelle und die Privatsphäre der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier bedrohe. In der Gesamtabstimmung zeigte sich schliesslich noch einmal
die Opposition von Links-Grün: Mit 115 zu 64 Stimmen (1 Enthaltung) wurde der
Vorschlag an den Ständerat zur Beratung weitergereicht. 3

Es handle sich um eine «sehr simple, aber doch wirksame Anpassung» des
Parlamentsgesetzes, gab Kommissionssprecher Gerhard Pfister (mitte, ZG) bei der
Debatte zum Differenzbereinigungsverfahren bei Motionen im Nationalrat zu Protokoll.
Die Kommission habe sich – nachdem sie dieser parlamentarischen Initiative von Beat
Rieder (mitte. VS) bereits vor zwei Jahren zugestimmt habe – mit dem Entwurf der
ständerätlichen Kommission nicht mehr ausführlich auseinandergesetzt. Die
vorliegende Lösung, mit der der Erstrat eine durch den Zweitrat veränderte Motion
entweder verändert übernehmen könne, auf der ursprünglichen Version beharren
könne (dies war bisher nicht möglich) oder aber die Motion gänzlich ablehnen könne,
sei von einer 19 zu 4-Stimmenmehrheit der SPK-NR aber als «gut, schlank und
effizient» erachtet worden. Der Nationalrat müsse an dieser Lösung auch deshalb
interessiert sein, weil er im Vergleich zur kleinen Kammer wesentlich mehr Vorstösse
einreiche: Pfister vermutete gar, dass sich die Chancen der zahlreicheren
nationalrätlichen Vorstösse mit dem neuen Verfahren erhöhen würden, weil die
Zusammenarbeit zwischen den Räten damit insgesamt verbessert werde.
Eine Kommissionsminderheit – vertreten durch Damien Cottier (fdp, NE) – beantragte
allerdings Nichteintreten. Die vorgesehene Lösung würde zu einer Verlängerung des
Prozesses führen und damit die Arbeitslast des Parlaments noch weiter erhöhen.
Zudem sei dieses Differenzbereinigungsverfahren nicht geeignet, um eine bessere
Kommunikation zwischen den beiden Kammern zu etablieren, weil es keine Möglichkeit
eines Kompromisses eröffne, sondern nach wie vor nur ein «Entweder-oder» zulasse.
Zudem würden insgesamt nur etwa 10 Prozent aller Motionen modifiziert, was zeige,
dass eine neue Regelung nicht notwendig sei. Das Ratsplenum war anderer Meinung
und trat nicht nur mit 146 zu 28 Stimmen (1 Enthaltung) auf die Vorlage ein – die
Gegenstimmen stammten aus der geschlossenen FDP-Fraktion –, sondern hiess sie
anschliessend ohne Diskussion in der Gesamtabstimmung mit 150 zu 27 Stimmen (2
Enthaltungen) gut.
Die Opposition der FDP zeigte sich auch in den Schlussabstimmungen noch: Der
Nationalrat nahm die Revision des Parlamentsgesetzes mit 165 zu 28 Stimmen (2
Enthaltungen) an, der Ständerat sprach sich mit 44 zu 0 Stimmen (keine Enthaltung)
einstimmig dafür aus. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.06.2021
MARC BÜHLMANN

Die Löhne von Parlamentsmitgliedern sind immer mal wieder Gegenstand von Kritik.
2023 bezogen die Volksvertreterinnen und Volksvertreter im Schnitt CHF 132'500 und
die Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter durchschnittlich CHF 142'500 –
Spesen, Vorsorgebeitrag und Ausgaben für persönliche Mitarbeitende nicht
mitgerechnet. Bereits 2021 dachte Thomas Burgherr (svp, AG), unterstützt von der
jungen SVP, laut darüber nach, eine Volksinitiative zu lancieren, mit der die
Entschädigungen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern stark gekürzt werden
sollen. Es gehe ihm vor allem darum, den Trend hin zu einem Berufsparlament zu
brechen, so der SVP-Nationalrat. Das Milizsystem sehe vor, dass ein Parlamentsmitglied
dank privater Erwerbstätigkeit unabhängig bleibe. Dies sei immer weniger der Fall. Die
nicht ganz neue Idee – bereits 2014 hatte Christoph Blocher (svp, ZH) bei seinem
Rücktritt aus dem Nationalrat ein ähnliches Vorhaben geplant – wurde freilich bisher
nicht umgesetzt. 

Für viel Kritik sorgte dann Anfang 2023 der Plan der beiden Büros, mittels
parlamentarischer Initiative die Entschädigungen der Parlamentsmitglieder der
Teuerung anzupassen. Der dafür gewählte Zeitpunkt war deshalb pikant, weil die Räte
kurz zuvor den höheren Teuerungsausgleich bei den AHV-Renten abgelehnt hatten. Das
Parlament würde den Rentnerinnen und Rentnern CHF 5 missgönnen, sich selber aber
CHF 380 pro Monat mehr auszahlen wollen, kritisierte der Blick daher und fand bei der
SVP Unterstützung seines Unverständnisses. Als «völlig daneben» beurteilte etwa Walter
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Wobmann (svp, SO) das Ansinnen der Büros und Thomas Aeschi (svp, ZG) kündigte
Widerstand seitens seiner Fraktion an. Auch die Leserinnen- und Leserreaktionen im
Blick fielen heftig aus. Auch der Tages-Anzeiger («Knausrig bei der AHV, grosszügig für
sich selbst») und die NZZ («Unsensible Aktion 'ich denk an mich'») sparten nicht mit
Kritik. Für viele Parlamentsmitglieder sei «das Bundeshaus zum Arbeitsort geworden
und der Steuerzahler zum Arbeitgeber» empörte sich die NZZ über die zunehmende
«Dichte an Berufspolitikern». In der Folge kündigte auch die FDP via Medien an, eine
entsprechende Vorlage nicht zu unterstützen. Das Parlament könne zum aktuellen
Zeitpunkt keine Erhöhung verlangen; es müsse vielmehr Vorbild sein und zeigen, dass es
sparsam mit Steuermitteln umgehe, erklärt Damian Cottier (fdp, NE) in 24 Heures. 5

«Wir haben ein Problem», begann Gregor Rutz (svp, ZH) sein Votum für seine
parlamentarische Initiative, mit der er das Parlamentsgesetz um ein Verbot der
Einreichung von parlamentarischen Initiativen und Vorstössen während
Sondersessionen erweitern wollte. Das Parlament habe mit einer «Vorstossflut» zu
kämpfen; seit den 1990er Jahren habe sich die Zahl der Vorstösse nahezu verdreifacht.
Dies sei nicht nur ein Zeit-, sondern auch ein Kostenproblem. In der Begründung seiner
Forderung hatte Rutz vorgerechnet, dass bei durchschnittlichen Kosten eines
Vorstosses von CHF 6'120 – ein mittlerer Wert, der 2007 von den Parlamentsdiensten
als Antwort auf eine Interpellation Spuhler (svp, TG: Ip. 07.3176) errechnet worden war –
die Vorstösse im Jahr 2021 gegen CHF 12 Mio. gekostet hätten, Folgekosten nicht
eingerechnet. 1991 sei die Möglichkeit der Sondersession eingeführt worden, damit
Pendenzen abgebaut werden könnten, so Rutz weiter. Allerdings seien in allen
Sondersessionen seit 2016 total 214 Geschäfte erledigt und 953 neue Vorstösse
eingereicht worden, was «nicht im Ernst ein Abbau der Pendenzenlast» bedeute. Aus
diesem Grund schlage er mit seiner parlamentarischen Initiative vor, dass in
Sondersessionen keine neuen Anliegen eingereicht werden dürfen.
Das etwas zu lange Votum, das von Nationalratspräsident Candinas (mitte, GR) mit dem
Heiterkeit auslösenden Hinweis unterbrochen wurde, dass es auch helfe, die
Geschäftslast abzubauen, wenn die Redezeiten eingehalten werden, wurde von Gregor
Rutz deshalb gehalten, weil die SPK-NR der parlamentarischen Initiative knapp mit 13 zu
12 Stimmen keine Folge hatte geben wollen. Der Minderheitensprecher Damien Cottier
(fdp, NE) machte noch auf ein weiteres Problem der Behandlung von Vorstössen an
Sondersessionen aufmerksam: Damit möglichst viele Geschäfte erledigt werden
könnten, würden die Sitzungen an den drei Tagen einer Sondersession immer länger
dauern. Wenn sich nichts ändere, sei es wohl bald nötig, bis um Mitternacht zu tagen
oder die Sondersession um ein oder zwei Tage zu verlängern. Der Vorschlag von Gregor
Rutz sei vernünftig und könne dazu beitragen, wenigstens einen Teil des Problems
anzugehen. 
Für die Kommissionsmehrheit sprachen Ada Marra (sp, VD) und Marianne Binder-Keller
(mitte, AG). Das Parlament dürfe sich nicht selber beschränken, argumentierten sie.
Wahrscheinlich würde das Verbot dazu führen, dass Vorstösse einfach in der nächsten
Session eingereicht würden, was wiederum die Parlamentsmitglieder einschränke, weil
sie nicht mehr zeitnah auf aktuelle Ereignisse reagieren könnten. Die wegen Covid-19
unterbrochene Frühjahrssession 2020 bzw. die nachfolgende Session, bei der die Zahl
eingereichter Vorstösse explodiert sei, weise darauf hin, dass mit zeitlich verschobenen
Einreichungen gerechnet werden müsse. Statt Regeln einzuführen müsse vielmehr an
die Eigenverantwortung appelliert werden. In der Kommission seien aber auch andere
Möglichkeiten diskutiert worden, da die zunehmende Pendenzenlast in der Tat ein
Problem darstelle, berichtete Ada Marra: So könnten etwa die bevorzugte Behandlung
von Vorstössen, die zahlreiche Mitunterzeichnende aufweisen, oder die Möglichkeit für
Koautorenschaften von parlamentarischen Initiativen solche Lösungen darstellen.
Marianne Binder-Keller zitierte eine Studie aus dem Jahr 2018/2019, die zeige, dass das
Schweizer Parlament hinsichtlich institutioneller Möglichkeiten zwar im
«internationalen Mittelfeld» liege, bezüglich Ressourcenausstattung aber an drittletzter
Stelle. Die Forderung, parlamentarische Rechte zu beschneiden, um Kosten zu sparen,
sei in Anbetracht dieser schlechten Ressourcenausstattung nicht haltbar. 
Bei der Abstimmung fand die knappe Kommissionsminderheit dann eine doch recht
deutliche Ratsmehrheit: Mit 115 zu 78 Stimmen (3 Enthaltungen) gab die grosse Kammer
der Initiative Folge. Die geschlossen stimmenden Fraktionen der GLP, der SVP und der
FDP sowie eine knappe Mehrheit der Mitte-EVP-Fraktion sprachen sich für eine
Weiterverfolgung des Verbots von Vorstössen an Sondersessionen zur Eindämmung der
«Vorstossflut» aus. 6
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Auf Antrag der Mehrheit einer Kommission (Nationalrat) bzw. auf schriftlichen Antrag
eines Ratsmitgliedes oder einer Kommission (Ständerat) können die beiden Kammern
sogenannte «Erklärungen» abgeben. Dieses Instrument wird gebraucht, wenn die
Öffentlichkeit eine Stellungnahme zu bedeutenden Geschehnissen erwartet – so das
Parlamentswörterbuch. 
Wohl auch aufgrund seines erfolglosen Widerstands gegen eine solche Erklärung des
Nationalrates «für Menschenrechte und Demokratie im Iran» wollte Damien Cottier
(fdp, NE) die Regeln für eine solche Erklärung ändern. Erklärungen nähmen in letzter
Zeit stark zu – zwischen 2002 und 2020 habe es sechs und seit 2020 ebenfalls bereits
sechs Erklärungen gegeben. Zudem könne ein Rat über eine Erklärung nicht diskutieren,
sondern sie lediglich annehmen oder zurückweisen. Damit das Verfahren für wirklich
«besondere Momente» vorbehalten bleibe und klar werde, dass eine solche Erklärung
breite Unterstützung geniesse, sei ein qualifiziertes Mehr einzuführen, so die Forderung
in einer parlamentarischen Initiative Cottiers. Allerdings zog der Initiant sein Anliegen
nur wenige Monate nach Einreichung wieder zurück. 7
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4) AB NR, 2021 S. 1150 ff.; AB NR, 2021 S. 1520; AB SR, 2021 S. 733; BBl, 2021 1493 f.
5) Pa.Iv. 23.404; AZ, 21.10.21, 22.1., 19.2.22; AZ, Blick, TA, 3.3.23; NZZ, 4.3.23; Blick, 9.3.23; 24H, 17.3.23
6) AB NR, 2023, S. 263 ff.; Bericht SPK-NR vom 19.1.23 ; Pa.Iv. 22.433
7) Pa.Iv. 23.414
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